
 

Geschäftsstelle:  
Schlipfstrasse 2 
8636 Wald ZH 
Telefon 058 255 08 88  
info@netzwerkstandortschweiz.ch 
www.netzwerkstandortschweiz.ch   
 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 
Bundeshaus West 
3003 Bern 
Per E-Mail an: egba@bj.admin.ch 
 
 
Wald ZH, 2. Juli 2026 

 

 

Änderung des Bundesgesetzes über den Erwerb von Grundstücken 
durch Personen im Ausland (Lex Koller) 
Stellungnahme von Netzwerk Standort Schweiz,  
dem Dachverband der Schweizer Standort- und Wirtschaftsförderungen 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zur Verschärfung des Bundesgesetzes über den Erwerb von Grund-
stücken durch Personen im Ausland (BewG, «Lex Koller») sowie zur Umsetzung der Motion Schmid Martin 
22.4413 Stellung zu nehmen. Nachfolgend legen wir unsere Haltung dar. Wir bezeichnen das geltende 
Gesetz und die geltende Verordnung mit «BewG» bzw. «BewV» und die Revisionsvorlage mit «VEBewG». 

1.   Zusammenfassung und Grundposition 

Wir lehnen die Vorlage zur Revision der Lex Koller ab, mit Ausnahme der Umsetzung der Motion Schmid 
Martin 22.4413. Die vorgeschlagenen Änderungen sind allesamt nicht zwingend, weitgehend unnötig, wir-
kungslos und in vielen Fällen gar schädlich. Unsere Ablehnung stützt sich auf drei tragende Grundargu-
mente: 

1.1  Politische Zwängerei: Gleichlautende Vorlagen wurden bereits viermal abgelehnt 

Die Wiederunterstellung von Betriebsstätte-Grundstücken und die Aufhebung des bewilligungsfreien Er-
werbs von Anteilen an börsenkotierten Immobiliengesellschaften, Immobilienfonds und SICAV werden 
innert 12 Jahren bereits zum fünften Mal vorgeschlagen: 

• Motion Badran 13.3975 und 13.3976 – abgelehnt durch Nationalrat (Dezember 2013) und Ständerat 
(Juni 2014). 

• Vernehmlassung des Bundesrats vom 10. März 2017 – nach klar negativen Ergebnissen am 20. Juni 
2018 nicht als Botschaft ans Parlament weitergeleitet. 

• Parlamentarische Initiative 21.400 (COVID-Zeit) – abgelehnt durch die Kommission für Rechtsfragen 
des Ständerats (Februar 2021), abgeschrieben durch den Nationalrat (März 2021). 

• Motion WAK-N 21.3598 – abgelehnt durch den Ständerat (März 2022). 

• Motion Aeschi 24.3961 – vom Bundesrat ablehnend beantwortet (November 2024), noch pendent. 
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Dass genau dieselben Revisionspunkte nun erneut vorgeschlagen werden, ist eine politische Zwängerei. 
Es besteht materiell kein Anlass dafür. 

1.2  Wirkungslosigkeit und Risiko der Verschlimmerung 

Die vom Bundesamt für Justiz eingeholte Regulierungsfolgenabschätzung (RFA) von Fahrländer Partner 
AG vom 18. November 2025 beurteilt die Revision als «nicht geeignet», die Probleme des Wohnungsmark-
tes massgeblich zu lindern. Vielmehr bestehe die Gefahr, dass Probleme vergrössert werden. Geboten 
wären Massnahmen zur raschen Ausweitung des Angebots an Wohnungen durch Beschleunigung der 
Entwicklungstätigkeit. 

Der Bundesrat selbst räumt ein, dass die Ursachen des Wohnungsmangels anderswo liegen: zu wenig 
Angebot, lange Verfahren, blockierte Innenentwicklung, hohe Baukosten und knappe Flächen. Die Ver-
schärfung der Lex Koller setzt bei keiner dieser Ursachen an. 

1.3 Falsche Annahmen über die Rolle ausländischer Investoren 

Ausländische Investoren spielen auf dem schweizerischen Immobilienmarkt kaum eine Rolle. Der Markt 
wird durch einheimische Investoren dominiert – insbesondere Pensionskassen, Versicherungen und an-
dere institutionelle Anleger, die das Geld ihrer Begünstigten investieren müssen. Der bestehende Anlage-
notstand ist hausgemacht. 

Ausländische Investitionen konzentrieren sich auf Nischen wie Spezialimmobilien, risikoreichere kom-
merzielle Entwicklungen, Marken- und Luxushotellerie sowie Logistik und Datencenter; Bereiche, in de-
nen Schweizer Investoren zurückhaltend sind. Ihre angeblich preistreibende Wirkung auf Mietmärkte ist 
nicht belegt. Auch der Zuzug von Ausländern aus Drittstaaten umfasst rund nur einen Drittel der Zuwan-
derung, d.h. Verschärfungen würden für einen überwiegenden Teil nicht gelten. 

Die eigentlichen Ursachen steigender Mieten im Wohnbereich sind: 

• Steigender individueller Wohnflächenverbrauch (1980: 34 m² pro Person; heute: 45 m²), demografi-
sche Entwicklungen (mehr Single-Haushalte), fehlende Anreize zum Wohnungswechsel (Lock-in we-
gen Mietrecht etc.). 

• Stetiges Bevölkerungswachstum, namentlich durch Zuwanderung. 

• Beschränkte Bauzonen infolge der RPG-Revision I. 

• Geringe Verdichtungsmöglichkeiten in städtischen Gebieten. 

• Zu langwierige und komplizierte Raumplanungs- und Baubewilligungsverfahren, die Bauprojekte risi-
koreicher und teurer machen. 

1.4 Standortschädliche Signalwirkung 

Die Schweiz steht in einem harten internationalen Standortwettbewerb. Life Sciences, Tech, KI, Medtech, 
Finance, Rohstoffhandel und Headquarters entscheiden sich nicht nur aufgrund von Steuern für einen 
Standort. Sie achten auf Verlässlichkeit, Wohnraum, Talentzugang, Entwicklungsflächen und ein politi-
sches Klima, das internationale Unternehmen willkommen heisst. Eine verschärfte Lex Koller sendet das 
falsche Signal: mehr Misstrauen, mehr Bürokratie, weniger Offenheit. Sie gefährdet die Attraktivität der 
Schweiz als Produktions- und Dienstleistungsstandort. 

Hinzu kommen konkrete völkerrechtliche Risiken: Staaten mit Reziprozitätsklauseln (z.B. Italien, Art. 16 
Codice Civile) könnten im Gegenzug den Erwerb von Betriebsstätte-Grundstücken durch Schweizer im 
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Ausland einschränken. Diverse Freihandelsabkommen (z.B. mit Japan, Art. 87) und Investitionsschutzab-
kommen sehen eine Inländerbehandlung vor – eine Verschärfung der Lex Koller würde diesen widerspre-
chen. 

 

2.  Stellungnahme zu den einzelnen Bestimmungen 

2.1  Betriebsstätte-Grundstücke (Art. 2 Abs. 2 Bst. a BewG / Art. 6a VEBewG) 

Wir lehnen die Wiederunterstellung der Betriebsstätte-Grundstücke unter die Lex Koller ab. 

Die Ausnahme von der Bewilligungspflicht für kommerzielle Immobilien wurde 1997 eingeführt, um durch 
ausländische Investitionen die Schaffung neuer Produktions- und Dienstleistungsbetriebe zu ermögli-
chen – mit Erfolg für die Schweizer Volkswirtschaft. Die Abschaffung dieser Regelung ist sachlich nicht 
begründet: 

• Steigende Mieten im Wohnbereich haben nichts mit der Investitionstätigkeit in Geschäftsbauten zu 
tun. Im Gegenteil: Investitionen in Gewerbeimmobilien haben das Angebot an Gewerbeflächen erhöht 
und damit die Mietpreise für Büro-, Gewerbe- und Verkaufsflächen gesenkt. 

• Moderne Unternehmensstandorte funktionieren über gemischte Modelle mit Eigentümern, Investoren, 
Entwicklern und Mietern. Headquarters, Labors, Produktionsflächen, Campus-Strukturen und ergän-
zende Wohnangebote entstehen selten in der Logik eines einzelnen Eigennutzers. Wer solche Modelle 
erschwert, trifft nicht Spekulation, sondern reale Standortentwicklung. 

• Die RFA sieht «keinerlei Wirkung bezüglich Entlastung des Wohnungsmarktes» und warnt vor einer 
Verschlimmerung der Situation (RFA, Ziffer 4.5). 

• Der vorgesehene bewilligungsfreie Erwerb von selbst genutzten Betriebsstätte-Grundstücken ist wirt-
schaftsfeindlich ausgestaltet: Er steht nur natürlichen Personen und ausländisch beherrschten juristi-
schen Personen mit Sitz in der Schweiz offen, nicht aber ausländischen juristischen Personen mit Sitz 
im Ausland, was einen Eingriff in die Organisationsfreiheit darstellt. 

• Die Wiederveräusserungspflicht innert zwei Jahren sowie eine geprüfte zehnjährige Sperrfrist behin-
dern die unternehmerische Freiheit empfindlich. Ausländisch beherrschte Unternehmen müssen ih-
ren Betrieb flexibel der Unternehmensentwicklung anpassen können. 

2.2 Hauptwohnungen (Art. 2 Abs. 2 Bst. b BewG / Art. 8 Abs. 1 Bst. e und Abs. 1bis VEBewG) 

Wir lehnen die Wiederunterstellung des Erwerbs von Hauptwohnungen durch Drittstaatenangehörige un-
ter die Bewilligungspflicht sowie die Wiedereinführung einer Veräusserungspflicht ab. 

Seit 1997 benötigen Drittstaatenangehörige (Nicht-EU / EFTA-Staatsangehörige) mit Wohnsitz in der 
Schweiz für den Erwerb einer Hauptwohnung keine Bewilligung. Diese sinnvolle Regelung soll nun rück-
gängig gemacht werden – zu Unrecht: 

• Ein Handlungsbedarf besteht nicht: Die RFA geht von rund 1'050 relevanten Käufen pro Jahr aus. Weg-
ziehende Drittstaatsangehörige veräussern ihre Liegenschaft beim Wegzug grossmehrheitlich freiwil-
lig. 

• Die vorgeschlagene Veräusserungspflicht ist diskriminierend: Sie trifft nur eine kleine, zufällig ausge-
wählte Minderheit der in der Schweiz lebenden Ausländer. Für EU-Staatsangehörige ist sie – zu Recht – 
nicht vorgesehen; diverse Staatsvertragspartner sind bereits heute ausgenommen. 
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• Die Schweiz ist auf qualifizierte Spezialisten aus Drittstaaten angewiesen. Drittstaatenangehörige, die 
über die Mittel für ein Eigenheim verfügen, sind besonders mobile Fachkräfte. Für sie schafft die Ver-
äusserungspflicht Unsicherheit: Wer international mobil ist, überlegt sich sehr genau, ob er an einem 
Standort Wurzeln schlägt, wenn Wohneigentum administrativ erschwert und zeitlich unsicher wird. 

• Die Massnahme brächte erhebliche Vollzugsprobleme: Kann ein wegziehender Drittstaatsangehöriger 
seine Wohnung nicht innert Frist veräussern, entstehen aufwändige Durchsetzungsverfahren. Die im 
erläuternden Bericht vorgesehene Nicht-Erstreckbarkeit der Frist ändert an der praktischen Realität 
nichts. 

• Die Meldepflicht der Einwohnerkontrolle (Art. 24a VEBewG) erübrigt sich bei Ablehnung dieser Bestim-
mung. Sie würde anderenfalls einen beträchtlichen administrativen Aufwand für Einwohnerkontrolle 
und Bewilligungsbehörde verursachen. 

2.3 Wohnanteilsvorschriften (Art. 2 Abs. 3 BewG / Art. 6a Abs. 2 VEBewG) 

Wir lehnen die Beschränkung der maximal zulässigen Quote auf einen Drittel der Bruttogeschossfläche 
ab. 

Gemäss geltender Praxis darf der zulässige Wohnanteil bereits heute die Hälfte der Fläche nicht überstei-
gen. Diese Regelung hat sich bewährt. Eine Herabsetzung auf einen Drittel hätte keinen entscheidenden 
Einfluss auf den Wohnimmobilienmarkt und rechtfertigt keine Gesetzesrevision. 

2.4 Immobilienfonds und Immobilien-SICAV (Art. 4 Abs. 1 Bst. c und cbis BewG) 

Wir lehnen die Unterstellung des Erwerbs von Anteilen an Immobilienfonds und SICAV unter die Bewilli-
gungspflicht ab. 

Anteile an regelmässig auf dem Markt gehandelten Immobilienfonds waren – mit einer kurzen Ausnahme 
während der Währungskrise 1972 – stets vom Bewilligungserfordernis ausgenommen, weil eine Schwei-
zer Fondsleitung die Immobilien hält und den Anlegern keine Einflussrechte zustehen: 

• Per Ende September 2025 gibt es in der Schweiz 44 börsenkotierte Immobilienfonds. Eine Unterstel-
lung würde diese zwingen, sich dekotieren zu lassen, was Kosten für alle – vorwiegend schweizerische 
– Anleger verursacht, insbesondere Pensionskassen. 

• Die von Immobilienfonds gehaltenen Mietwohnungen machen lediglich 4,5 % des gesamten Mietwoh-
nungsbestandes aus. Eine Entlastung des Wohnungsmarktes ist damit ausgeschlossen. 

• Die grössten Eigentümer von Mietwohnungen sind Private (44,9 %), andere AGs und GmbHs (35,3 %), 
Wohnbaugenossenschaften (8,1 %) sowie die öffentliche Hand (3,5 %). Ausländische Fondsinvesto-
ren sind marginale Marktteilnehmer. 

• Die RFA erkennt keinen Handlungsbedarf und warnt vor Dekotierungen sowie negativen Auswirkungen 
auf die Marktransparenz (RFA, Ziffer 6.2.4). 

2.5 Börsenkotierte Immobiliengesellschaften  
(Art. 4 Abs. 1 Bst. e BewG / Art. 4 Abs. 1 Bst. d und e VEBewG) 

Wir lehnen die Wiederunterstellung von börsenkotierten Immobiliengesellschaften unter die Bewilli-
gungspflicht ab. 

Der Erwerb wurde 2005 von der Lex Koller ausgenommen, um Wohnimmobiliengesellschaften den Bör-
sengang zu ermöglichen und ausländische Investoren anzuziehen. Eine Wiederunterstellung macht aus 
folgenden Gründen keinen Sinn: 
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• Von börsenkotierten Immobiliengesellschaften gehaltene Mietwohnungen machen gerade 1 % des 
gesamten Mietwohnungsbestandes aus. Eine preistreibende Wirkung ist ausgeschlossen. 

• Nur 6,5 % aller eingetragenen Stimmrechte werden von Personen im Ausland gehalten. Ausländer pro-
fitieren in verschwindend kleinem Ausmass vom Ertrag Schweizer Wohnimmobilien. 

• Börsenkotierte Immobiliengesellschaften realisieren dank Risikodiversifikation grosse, risikoreichere 
Entwicklungsprojekte, die für Pensionskassen und Versicherungen ungeeignet sind. Ihr Wegfall wäre 
entwicklungspolitisch schädlich. 

• Sämtliche kotierten Immobiliengesellschaften müssten sich dekotieren lassen, um das Erwerbsverbot 
durchzusetzen. Davon wären zahlreiche Schweizer Pensionskassen, Versicherungen und Kleinaktio-
näre negativ betroffen: Die Vorlage gefährdet Vorsorgegelder. 

• Die vorgesehene Prüfpflicht für Börsenteilnehmer (Art. 19b VEBewG) ist unangemessen und unprakti-
kabel: Börsengeschäfte werden heute automatisiert abgewickelt; für eine eingehende Prüfung durch 
natürliche Personen fehlt die Zeit. Strafen bis CHF 250'000 bei Vorsatz bzw. CHF 150'000 bei Fahrläs-
sigkeit würden die Börsenteilnehmer de facto zu einer Dekotierung aller betroffenen Gesellschaften 
zwingen. 

• Diverse Freihandelsabkommen (u.a. mit Japan, Art. 87) gewähren ausländischen Investoren beim be-
willigungsfreien Erwerb Inländerbehandlung. Eine Verschärfung würde diesen widersprechen. 

2.6  Umnutzungsverbot und Baubewilligungsbehörde (Art. 4 Abs. 1 Bst. h / Art. 19a VEBewG) 

Wir lehnen die Einführung eines expliziten Umnutzungsverbots sowie die Übertragung von Kontrollfunktio-
nen an die Baubewilligungsbehörde ab. 

Die Umnutzung von Betriebsstätte-Grundstücken in Wohnraum ist bereits nach geltendem Recht unzu-
lässig (BGE 129 II 361). Die vorgeschlagene Änderung ist unnötig. Besonders problematisch ist die Zuwei-
sung von Lex-Koller-Kontrollfunktionen an kommunale Baubewilligungsbehörden: Bereits heute dauern 
Raumplanungs- und Baubewilligungsverfahren zu lange, was einer der Gründe für die Wohnungsknapp-
heit ist. Eine zusätzliche Prüfpflicht würde Verfahren weiter verlängern und schadet dem Wirtschafts-
standort. 

Hinzu kommt, dass Umnutzungen von Industriearealen in städtischen Gebieten aus stadtplanerischer, 
wirtschafts- und wohnpolitischer Sicht in begründeten Fällen zu prüfen sind. Dies soll kein Freibrief sein, 
Industrie- und Gewerbeareale zu reinen Wohngebieten um- und aufzuzonen; diese sind für die Wirtschaft 
der Zukunft zu erhalten. Eine rigorose Beschränkung für ausländische Eigentümer würde die wünschens-
werte Schaffung von modernisierten Wirtschafts- und Wohnräumen erschweren – ein direkter Wider-
spruch zu raumplanerischen Zielen. 

2.7 Kantonale Bewilligungskontingente und Ferienwohnungen  
(Art. 9 Abs. 4 / Art. 11 Abs. 2 und 2bis VEBewG) 

Wir lehnen sowohl die Bindung der Kontingente an die Person als auch die Reduktion der jährlichen 
Höchstzahl ab. 

Das seit 2002 geltende System, Kontingente an das Grundstück statt an die Person zu binden, hat sich 
bewährt. Der Wechsel zurück zu einer personengebundenen Kontingentierung würde den Erwerb von Fe-
rienwohnungen durch Ausländer unnötig zusätzlich einschränken. Die Kontingente wurden zudem in den 
vergangenen fünf Jahren nicht annähernd ausgeschöpft, was wiederum gegen eine Revision spricht. 
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Die Reduktion der gesamtschweizerischen Höchstzahl von 1'500 auf 750 (effektiv 600) ist ebenfalls abzu-
lehnen: Der Bundesrat kann bereits heute tiefere Kontingente festlegen, hat davon aber nie Gebrauch ge-
macht. Eine gesetzliche «Zementierung» einer sehr viel tieferen Höchstzahl ist nicht gerechtfertigt, zumal 
der Bau von Ferienwohnungen in Tourismusgebieten durch das Zweitwohnungsgesetz bereits heute stark 
limitiert ist. 

2.8  Gesellschaften mit Betriebsimmobilien  
(Art. 4 Abs. 1 Bst. b BewG / VEBewG und Art. 4 Abs. 1 Bst. d VEBewG) 

Wir lehnen die Ausdehnung des BewG auf operative Gesellschaften ab. 

Die pauschale Unterstellung von Gesellschaften, deren Aktiven zu mehr als einem Drittel aus Grundstü-
cken bestehen, unter das BewG würde ausländische operative Unternehmen diskriminieren und ist wirt-
schaftsfeindlich. Gerade bei KMU und bei Unternehmenstransaktionen (auch im Zuge von Nachfolgerege-
lungen) entstünden substanzielle neue Bewilligungsrisiken, die Transaktionen verzögern und verteuern 
würden. 

3.  Umsetzung Motion Schmid Martin 22.4413: Personalwohnungen für Hotelbetriebe  
(Art. 6b VEBewG) 

Wir begrüssen die Umsetzung der Motion Schmid Martin 22.4413 und unterstützen das Grundanliegen. 

Der Mangel an Wohnungen für Hotelpersonal stellt in Tourismusgebieten und Städten ein ernsthaftes, 
strukturelles Problem dar. Hotels sind auf preisgünstige Unterkünfte für ihr Personal – namentlich auch 
Saisonangestellte – angewiesen. Ausländische Hoteleigentümer werden heute beim Erwerb von Perso-
nalwohnungen diskriminiert, obwohl sie insbesondere im Bereich der Marken- und Luxushotellerie von 
grosser Bedeutung für das Schweizer Angebot sind. Die Massnahme hat aus unserer Sicht echtes Wir-
kungspotenzial: Anders als die übrigen vorgeschlagenen Verschärfungen könnte sie gemäss RFA tatsäch-
lich zusätzlichen Wohnraum schaffen und den Wohnungsmarkt in den betroffenen Gebieten leicht ent-
lasten. 

Wir schlagen dabei folgende Anpassungen vor: 

• Schweizweit einheitliche Geltung: Es ist nicht ersichtlich, weshalb die Ausnahme von den Kantonen 
opt-in-weise übernommen werden muss. Eine einheitliche Regelung ist rechtlich klarer und vermeidet 
Wettbewerbsverzerrungen zwischen Tourismusregionen. 

• Ablehnung der Wiederveräusserungspflicht (Abs. 3) und Mitveräusserungspflicht (Abs. 4): Beide 
Pflichten schränken die Wirtschaftsfreiheit der Hotelunternehmen unnötig ein. Unternehmen müssen 
sich an veränderte Marktbedingungen anpassen können. 

• Ablehnung der vorgesehenen Einschränkungen in der BewV (Entfernung, Grösse, Anzahl): Da ohnehin 
nur wenige Personalwohnungen zum Erwerb verfügbar sind, darf der Erwerb nicht durch willkürliche 
Beschränkungen wieder verunmöglicht werden. 

• Erwerb auch für ausländische juristische Personen mit Sitz im Ausland ermöglichen: Die Beschrän-
kung auf natürliche Personen und Gesellschaften mit Sitz in der Schweiz stellt einen ungerechtfertig-
ten Eingriff in die Organisationsfreiheit ausländischer Hotelbetriebe dar. 
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4.  Schlussfolgerung 

Der Wohnungsmangel in der Schweiz ist real und ernst zu nehmen. Doch die vorliegende Revision der Lex 
Koller ist die falsche Antwort darauf. Sie setzt nicht bei den eigentlichen Ursachen an, ist nach Einschät-
zung der unabhängigen Regulierungsfolgenabschätzung wirkungslos oder gar schädlich, und schwächt 
gleichzeitig zentrale Standortfaktoren. 

Nötig wären stattdessen: 

• Beschleunigte Raumplanungs- und Baubewilligungsverfahren. 

• Mobilisierung von geeigneten Transformationsarealen für zukunftsgerichtete Arbeits-, Misch- und 
Wohnnutzungen. 

• Mehr Verdichtung mit gesellschaftlicher Akzeptanz. 

• Gezielte Lösungen für Personal-, Business- und Übergangswohnen. 

Die geplante Revision ist ein falsches Mittel gegen die Wohnungsnot, schwächt aber den Wirtschafts-
standort Schweiz. Wir lehnen sie deshalb – mit Ausnahme der Umsetzung der Motion Schmid Martin 
22.4413 – ab und beantragen, auf die Vorlage zu verzichten. 

 

 

Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme unserer Stellungnahme und stehen für Rückfragen gerne zur 
Verfügung. 

 

 

Freundliche Grüsse 

 

 

 

 

Remo Daguati    Alexandra Vogel 
Präsident    Leiterin Geschäftsstelle 


